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20 Jahre Mauerfall bleiben in der öffentlichen Debatte hin-
sichtlich ihrer wirtschaftlichen Bilanz erstaunlich unreflek-
tiert. Dagegen wurde vor zehn Jahren noch die Enttäu-
schung über den unbefriedigenden Fortgang bei der Kon-
vergenz der Wirtschaftsleistung in den neuen Bundeslän-
dern an die in Westdeutschland weithin beklagt und selbst
von Ökonomen mit düsteren Prognosen, wie der Aussicht
auf ein deutsches Mezzogiorno, umkränzt (vgl. Sinn 2000,
18 ff.). Davon ist heute nicht mehr die Rede. Die wirtschaft-
liche Entwicklung hat sich differenziert, die Erwartungen ha-
ben sich normalisiert, und die Bewertungen sind nüchter-
ner geworden. Mit dem Solidarpakt II sind bis zum Jahr
2019 die finanziellen Eckdaten definiert, danach müssen
die neuen Länder finanzpolitisch weitgehend auf eigenen
Beinen stehen, also ohne Sonderhilfen auskommen. Heu-
te erscheint unzweifelhaft, dass an dieser Wegmarke
30 Jahre nach dem Mauerfall nicht zu deuteln ist. Dies gilt
umso mehr, als durch die Ergebnisse der Föderalismus-
kommission II verfassungsbewehrte Schuldenregeln für den
Bund und die Länder fixiert wurden, die ab 2016 respekti-
ve 2020 greifen sollen. Unabhängig davon stellt sich die
Frage, ob und wie nach dem Auslaufen des derzeitigen Rah-
menprogramms in der Gemeinschaftsaufgabe »Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur« (deren Fördervo-
lumen sich seit dem Jahr 2000 in etwa halbiert hat) und
der Investitionszulage im Jahr 2013 eine Förderung für die
neuen Länder geboten ist.
Verglichen mit dem Stand vor zehn Jahren hat sich an der
gesamtwirtschaftlichen Konvergenz wenig geändert, seit
dem Ende des förderpolitisch induzierten Baubooms im Jah-
re 1997 konnten die neuen Länder das westdeutsche Wirt-
schaftswachstum nicht mehr übertreffen. Dennoch sind die
seinerzeit artikulierten Befürchtungen einer flächendecken-
den Deindustrialisierung verflogen. Denn unter der Oberflä-
che gesamtwirtschaftlicher Entwicklung hat sich viel Positi-
ves und vor allem Zukunftsweisendes getan. Es scheint so,
als habe die tatsächliche Entwicklung die Orientierung für
Wirtschaftspolitik und Analyse neu justiert. Dies zeigt sich
gerade an der Frage, welche Bedeutung der Industrie für die
Wirtschaft der neuen Länder zukommt. Direkt nach dem
Mauerfall hatte man mitunter den Eindruck, dass eine De-
industrialisierung geradezu wünschenswert sei, um den gro-
ßen Sprung in die Welt der Dienstleistung nahezu avant-
gardistisch zu vollführen. Kurze Zeit später wurde diese Il-
lusion durch Industriepolitik im Gewande der Transformati-
onspolitik verdrängt und der Fokus auf industrielle Kerne ge-
richtet (vgl. Paqué 2008, 1). Doch bereits ab der zweiten
Hälfte der neunziger Jahre wurde die scheinbar drohende
Deindustrialisierung als fundamentale Belastung gesehen
und das Menetekel Mezzogiorno an die Wand gemalt. Heu-
te können wir beachtliche Fortschritte bei der industriellen
Wertschöpfung konstatieren; Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen entwickeln sich wieder zu Industrieregionen. Da-
mit bestätigt sich einmal mehr, dass ein erfolgreicher Struk-
turwandel ohne industrielle Basis nicht gelingen kann und
dass nur daraus auch die Impulse für die unternehmensna-
hen Dienstleistungen resultieren können (vgl. Grömling und
Lichtblau 2006). Industrie und Dienstleistungen bilden – ver-
netzt über einen Vorleistungsverbund – so den Motor struk-
tureller Veränderung. Die neue Würdigung der industriellen
Basis ist allerdings kein isoliertes Phänomen der Debatte um
die neuen Länder, sondern Ausdruck gesamtdeutsch ver-
änderter Einschätzungen. Daran ändert auch die Wirtschafts-
krise nichts.
Deutlich geworden ist in den vergangenen zehn Jahren aber
auch, dass mehr Geduld vonnöten ist. Vermutlich ist die
Perspektive einer Generation, die wir gewöhnlich auf 30 Jah-
re beziehen, dafür ein gutes Maß. Das Enddatum 2019 für
den Solidarpakt II wäre dazu passend. An den langen Atem
des Strukturwandels erinnert uns ein weiteres Jubiläum des
Jahres 2009, nämlich der am 6. Juli begangene 50. Jah-
restag der wirtschaftlichen Eingliederung des Saarlandes in
das Bundesgebiet (der so genannte »Tag X«). Das Saarland
schaute seinerzeit ebenfalls auf 40 Jahre wirtschaftlicher
Desintegration zurück, gleichzeitig war es durch seine star-
ke Montanorientierung bereits ab den frühen sechziger Jah-
ren stark belastet. Aus dem Gemisch erklärt sich der lange
Weg, den dieses erste neue Bundesland trotz nicht uner-
heblicher Anpassungshilfen zurücklegen musste, um im Rei-
gen der westdeutschen Länder wirtschaftlich wieder dort
mitspielen zu können, wo es vor 50 Jahren gestanden hat-
te (vgl. IW Consult 2009). Dieser Hinweis ist kein Trost, doch
er hilft, die Erwartungen realistisch zu formulieren und das
Positive nicht zu übersehen.
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Fortschritt der Industrialisierung
Der seit gut zehn Jahren zu beobachtenden
Stillstand der gesamtwirtschaftlichen Kon-
vergenz zwischen den neuen und den alten
Bundesländern sollte den Blick auf darunter
zu identifizierende Fortschritte nicht verstel-
len. Bereits beim Bruttoinlandsprodukt je Ein-
wohner relativiert sich der Befund, denn hier
hat sich die Konvergenz – natürlich auch vor
dem Hintergrund des Wanderungssaldos
zwischen alten und neuen Ländern – unver-
mindert fortgesetzt, wenngleich die Ge-
schwindigkeit der Angleichung recht niedrig
ist (vgl. Tab. 1). Immerhin war von 2000 bis
2008 das reale Wachstum je Einwohner jah-
resdurchschnittlich mit 2,2% doppelt so hoch
wie in den alten Ländern.
Da sich die Arbeitskosten seit dem Jahr 2000 nicht weiter
an das westdeutsche Niveau angeglichen haben, konnte
sich bei den Lohnstückkosten die fortschreitende Konver-
genz bei der Produktivität auswirken. Erstmals seit der Wen-
de lagen im vergangenen Jahr die Lohnstückkosten in bei-
den Landesteilen gleich hoch. Das anfänglich hohe Investi-
tionstempo konnte seit der Jahrtausendwende nicht mehr
aufrechterhalten werden. Dabei zeigt sich die Entwicklung
der Ausrüstungsinvestitionen deutlich stabiler als die der
Investitionen insgesamt, was die kontinuierliche Expansion
der Industrie gegenüber dem Bausektor reflektiert. Die den-
noch erkennbare Moderation der Ausrüstungsinvestition er-
klärt sich vor allem dadurch, dass heute weniger Großinves-
titionen auf der grünen Wiese vorgenommen werden und
stattdessen Produktionsausweitung sowie Modernisierung
die dominierenden Investitionsmotive sind. Die Konvergenz
beim Kapitalstock je Beschäftigten hat sich deshalb deut-
lich verlangsamt. Der Arbeitsmarkt ist weiterhin die Achil-
lesferse des ostdeutschen Transformations-
prozesses. Während die Erwerbsbeteiligung
nur knapp 90% des westdeutschen Niveaus
beträgt, liegt die Arbeitslosenquote – wie
1991 – immer noch doppelt so hoch wie im
Westen. Dagegen haben die Selbständigen-
quote sowie die Unternehmensgründungen
und -schließungen die Werte in West-
deutschland erreicht.
Ermutigend sind die wirtschaftsstrukturellen
Veränderungen (vgl. Abb. 1 sowie Röhl und
von Speicher 2009, 10 ff.). So sind durch-
weg hohe Wachstumsraten der Industrie zu
konstatieren. Lag nach dem Zusammen-
bruch der alten Industriekombinate kurz nach
der Wende der Anteil des verarbeitenden Ge-
werbes an der Bruttowertschöpfung nur
noch leicht über 10%, so setzte Mitte der
neunziger Jahre eine kontinuierliche Expansion ein. 2008 er-
reichte der Anteil knapp 20% und lag damit spürbar höher
als in den meisten Industrieländern (Frankreich 13,2%, Ver-
einigtes Königreich 14,4%, Vereinigte Staaten 13,2%). Setz-
te sich dieser Trend stabil fort, dann wäre 2015 mit rund 25%
das westdeutsche Nievau erreicht. Die Länder Thüringen,
Sachsen-Anhalt und Sachsen haben diesen Wert fast schon
realisiert, während Brandenburg und Mecklenburg-Vorpom-
mern trotz ebenfalls positiver Entwicklung weit dahinter zu-
rückfallen. Dabei weist die ostdeutsche Industrie spezifische
Schwächen auf: 
– Die durchschnittlich geringere Unternehmensgröße er-
möglicht es nur wenigen Unternehmen als »Systemköp-
fe« in der regionalen Wirtschaftsstruktur zu fungieren (vgl.
Hüther et al. 2008). Erst ein kontinuierliches Wachstum
der kleinen und mittleren Unternehmen wird diese in da-
rüber liegende Größenklassen bringen, aus denen dann
der Schritt auf Auslandsmärkte gelingen kann. Bislang




Indikatoren im Konvergenzprozess  
(ostdeutsche Werte in % des westdeutschen Wertes) 
  1991 1995 2000 2008 
BIP je Einwohner
a)  33 59 60 69 
Produktivität
a)  
(BIP  je  Erwerbstätigen)  42 65 69 78 
Lohnstückkosten
a)  119 114 112 100 
Ausrüstungsinvestitionen   
je Einwohner  62  106  97  86
b) 
Kapitalstock je Beschäftigten  40  56  73  82
c) 
Arbeitslosenquote  207 180 239  218
a) 
Selbständigenquote
a)  50 72 84  100 
Unternehmensgründungen 271  143  87  98
d) 
Unternehmensschließungen 122  144  92 95
d) 
a) Ohne Berlin. – 
b) 2006. – 
c) 2007. – 
d) Neue Länder einschließlich Berlin. 
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Anteil des verarbeitenden Gewerbes an der Bruttowertschöpfung
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Abb. 120 Jahre Mauerfall
bedingt die eher geringe Unternehmensgröße eine Pro-
duktionsstruktur, die Produkte hervorbringt mit einem,
auf den Arbeits- und Kapitaleinsatz bezogen, niedrige-
ren Wertschöpfungspotential. Hier – und nicht in einer
Qualitätsdifferenz bei Arbeit und Kapital – liegt der Grund
für eine unverändert geringere Produktivität der ostdeut-
schen Industrie (vgl. Paqué 2008, 8 f.).
– Das Fehlen von Unternehmenszentralen mit wichtigen
Funktionen wie Forschung und Entwicklung begrenzt
die Expansionsmöglichkeiten, zumal kleinere und mitt-
lere Unternehmen gerade bei den Innovationsaufwen-
dungen überfordert sind. So sind Industriebranchen der
Hochtechnologie im Westen doppelt so stark vertreten
wie im Osten, und der Anteil sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigter in technologie- und wissensintensi-
ven Branchen liegt in den neuen Ländern mit 21% um
10 Prozentpunkte niedriger als in Westdeutschland (vgl.
Röhl 2009, 73 f.).
– Die geringe Entwicklung von Clustern als räumlichen
Wissens-, Vorleistungs- und Produktionsverbünden so-
wie von überregionalen Netzwerken beschreibt einen
weiteren Nachteil. Verschiedene Studien belegen, dass
sich Branchen in Clustern in der Regel besser entwi-
ckeln als im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt (vgl.
Lichtblau et al. 2005; Titze 2007; Röhl und von Spei-
cher 2009, 13 ff.).
– Der besondere Rückstand an überregional bedeutsamen
Finanzinstituten und Versicherungszentralen sowie gro-
ßen unternehmensnahen Dienstleistungen kann sich
ebenfalls als Hemmnis der weiteren Entwicklung erwei-
sen (vgl. Blum 2007).
Zusammengenommen erklären die dem Entwicklungsstand
geschuldete Kleinteiligkeit der ostdeutschen Unterneh-
mensstruktur im verarbeitenden Gewerbe sowie die noch
kaum zu identifizierende Vernetzung der Unternehmen zwei
dominante Schwachstellen der ostdeutschen Industrie –
nämlich ihre unzureichende Innovationskraft und ihre man-
gelnde Internationalisierung (vgl. Paqué 2008, 9 ff.). Bei-
de Faktoren drohen wiederum selbst im weiteren Transfor-
mationsprozess zum Bremsklotz zu werden. Denn Inno-
vationskraft und Internationalität sind die maßgeblichen Er-
folgsfaktoren im globalen Strukturwandel (vgl. Ministeri-
um für Wirtschaft, Mittelstand und Energie des Landes
Nordrhein-Westfalen 2009).
Notwendige Regionalförderung
Angesichts der klar identifizierbaren Schwächen der ost-
deutschen Industrie stellt sich die Frage, ob und wie auch
nach 2013 die Entwicklung gezielt befördert werden soll. Die
bisherige Wirtschaftsförderung Ost ist wegen ihrer Mitnah-
meeffekte und ihrer mangelnden Zielgenauigkeit viel geschol-
ten worden. Im Zuge der Mezzogiorno-Debatte wurde der
Hauptansatzpunkt einer Förderpolitik in der Öffnung und Dif-
ferenzierung der Tarifverträge sowie in einer veränderten An-
reizstruktur der Sozialhilfe gesehen (vgl. Sinn 2000, 20 f.).
Heute liegt angesichts der veränderten tarifpolitischen Land-
schaft hier kein spezifisch ostdeutscher Ansatzpunkt mehr,
eher im Gegenteil ist ein hohes Maß an lohnpolitischer Fle-
xibilität erreicht worden (vgl. Paqué 2008, 5 und 18 f.). Für
das Design einer künftigen Förderung sollten die Erfahrun-
gen seit 1990 Hinweise geben (vgl. Röhl und Demary 2009;
Röhl und von Speicher 2009, 19 ff., und die dort referierte
Literatur).
– Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe »Förderung der
regionalen Wirtschaftsstruktur« wurden von 1991 bis
2008 in den neuen Bundesländern mit Zuschüssen in
Höhe von fast 35,5 Mrd. € Investitionen von insgesamt
173,2Mrd. € gefördert. Empirische Studien belegen, dass
geförderte Unternehmen stärker investieren als ungeför-
derte. Insgesamt hat die GA-Förderung zu erheblichen
Investitionseffekten geführt und nicht nur einzelbetrieb-
lich Arbeitsplätze geschaffen, sondern die Beschäftigung
der jeweiligen Branche – mit dreijähriger Verzögerung –
positiv beeinflusst, und zwar unabhängig von der Kapi-
talintensität.
– Mit 600 Mill. € Fördervolumen jährlich ist die Investitions-
zulage ein ebenso wichtiges und – wegen des Rechts-
anspruchs – ein besonders transparentes Förderinstru-
ment. Damit werden betriebliche Erstinvestitionen im ver-
arbeitenden Gewerbe mit 12,5% (respektive 25% für
KMU) der Anschaffungs- und Herstellungskosten ge-
fördert. Wegen fehlender Einzelfallprüfung und ange-
sichts des Rechtsanspruchs ist die Investitionszulage
mit erheblichen Mitnahme-, Gewöhnungs- und Fehl-
steuerungseffekten verbunden. Nach derzeitigem
Rechtsstand läuft die Zulage bis 2013 mit degressiv ge-
staffelten Fördersätzen.
– Ein weiterer Förderschwerpunkt ist die Stärkung der In-
novationskraft und der Wettbewerbsfähigkeit vor allem
kleinerer und mittlerer Unternehmen. Hier werden ge-
zielt Kooperationen und Netzwerkbildung im FuE-Bereich
gefördert, seit Juli 2008 neu strukturiert im »Zentralen
Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM)«, das bis 2013
laufen wird. Die bisherigen Programme haben in der Eva-
luation überwiegend gute Noten bekommen. Das gilt für
den Anschub von FuE-Investitionen ebenso wie für Ko-
operationen zwischen Unternehmen und Forschungsein-
richtungen.
Dieser kursorische Überblick lässt für die Zeit nach 2013
mehrere Schlussfolgerungen zu. Einerseits sollte die In-
vestitionszulage wie vorgesehen auslaufen. Es ist nicht mehr
die Zeit der flächendeckenden Förderung, die Mitnahme-
effekte in Kauf nehmen muss. Andererseits sprechen so-
wohl die spezifischen Nachteile der ostdeutschen Indus-
trie als auch die Erfahrungen mit der bisherigen Beihilfepo-
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litik dafür, die Instrumente der spezifischen Förderung von
Investitionen und vor allem von Innovationen auch nach
2013 fortzuführen.1 Dabei könnte das dann erreichte För-
dervolumen der Gemeinschaftsaufgabe beibehalten wer-
den, um zu vermeiden, dass die Länder stärker als nötig
den Fehlanreiz verspüren, einige Leuchtturmprojekte zu för-
dern. Notwendig ist es freilich, dass die Landeswirtschafts-
politik einen realistischen Blick auf die Chancen einer Clus-
terstrategie entwickelt. Die Erfahrungen aus Bayern (»Bay-
ern innovativ«) sind durchaus positiv, man muss allerdings
den Mut haben, regional und branchenmäßig Schwerpunk-
te zu setzen. Das brandenburgische Landesförderpro-
gramm definiert hingegen 65 Branchenschwerpunkte auf
kommunaler Ebene und überführt das Clusterkonzept da-
mit in eine alle Landesteile erfassende Strategie. Dies ist ein
Irrweg. Wichtiger ist es, zusätzlich die Wissenschaftsein-
richtungen weiter zu entwickeln und vor allem die Vernet-
zung mit den Unternehmen zu stärken, um so wirksame
Wissensnetzwerke entwickeln zu können. Dabei helfen auch
Technologie- und Gründerzentren, die den Unternehmen in
der Startphase eine Heimstatt und damit Entwicklungs-
chancen bieten. Die bisherigen Erfahrungen dazu sind po-
sitiv (vgl. Paqué 2008, 17 f.). Eine passend konstruierte For-
schungsprämie, die das Geld der Nachfrage folgen lässt
und dieser nicht voran läuft, ist dabei ebenso hilfreich wie
eine allgemeine steuerliche FuE-Förderung, die gerade die
kleineren und mittleren Unternehmen besser erreicht (vgl.
Spengel et al. 2009). Das allerdings sind gesamtdeutsch
sinnvolle Lösungen.
Ein zweites Handlungsfeld bleibt auch nach den Ergeb-
nissen der beiden Föderalismuskommissionen der Län-
derfinanzausgleich. Immer noch ist es so, dass gerade für
finanzschwache Länder der Anreiz gering ist, die eigene
Steuerkraft zu stärken. Die Grenzentzugsraten im horizon-
talen Ausgleich zwischen den Ländern sind unverändert
prohibitiv. Ein Land, das seine Haushaltslage über Wirt-
schaftswachstum zu entspannen versucht, hat kaum et-
was davon. Es wäre zu erwägen, ob nicht finanzschwa-
che Länder grundsätzlich die Möglichkeit bekommen, tem-
porär – beispielsweise für fünf Jahre – aus dem Länderfi-
nanzausgleich auszusteigen und dafür – in der Ausgangs-
situation betragsgleich – höhere Anteile am örtlichen Steu-
eraufkommen zu erhalten (zum sog. Optionsmodell vgl.
IW Consult 2007, 76 ff.). Jede eigene Anstrengung wür-
de sich auf der Einnahmenseite des Landesetats spürbar
positiv auswirken. Infrastrukturinvestitionen wären dann
für die Länder besonders attraktiv, wenn ein Effekt auf
die gesamtwirtschaftlichen Kapazitäten gut begründet
zu erwarten wäre. 
Drittens schließlich sind die neuen Bundesländer in dra-
matischer Weise vom demographischen Wandel betroffen.
Die anhaltende Nettoabwanderung, verbunden mit der
niedrigeren Geburtenrate, wird sich als bedeutende Last
erweisen. Denn die ohnehin schon deutliche Schrumpfung
der ostdeutschen Bevölkerung – der Anteil an der Gesamt-
bevölkerung hat sich seit dem Mauerfall von 25% auf ein
Fünftel vermindert – verbindet sich mit einer im Vergleich
zu den alten Ländern verschärften Alterung. Der Fach-
kräftemangel, wie er sich im vergangenen Aufschwung
erstmals in den technischen Berufen weithin erkennbar
zeigte, dürfte dann zu einer zentralen Wachstumsbremse
werden. Der demographische Wandel wird in den neuen
Ländern mit durchaus großem Einsatz und hinreichen-
dem Problembewusstsein beantwortet, zugleich aber fehlt
die nötige politische Konsequenz, um durch eine umfas-
sende Strategie an den Ursachen zu arbeiten, statt nur
die Symptome zu kurieren (vgl. Berlin-Institut 2009, 6 ff.).
Die Erfahrungen anderer Wirtschaftsregionen mit über län-
gere Zeit schwacher Wachstumsperformance zeigen in-
des, dass bei einem attraktiven Umfeld und stabiler wirt-
schaftlicher Basis Zu- und Rückwanderungen von Arbeits-
kräften möglich sind. Ein derartiges Umfeld erfordert ne-
ben einer breit angelegten Standortpolitik auch die Förde-
rung eines Klimas der Offenheit. Der erreichte Zustand
der Infrastruktur, die Reaktivierung der Innenstädte, die kul-
turelle und historische Vielfalt und nicht zuletzt die Quali-
tät der Bildungssysteme bieten dafür gute Voraussetzun-
gen. Die in der Krise testierte Robustheit der Wirtschaft in
den neuen Bundesländern sollte ebenfalls positive Signa-
le senden. So sind wir 20 Jahre nach dem Mauerfall zwar
immer noch von den seinerzeitigen Wünschen und Erwar-
tungen entfernt, doch hat uns die Entwicklung auch posi-
tiv überrascht. Es ist ein langer, beschwerlicher Weg, doch
keiner ohne Aussicht auf Besserung.
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Bald so wie überall? 
Strukturwandel der ostdeutschen Wirtschaft
1992–2006
Blickt man auf die deutsche Transformationsdiskussion zu
Beginn der 1990er Jahre zurück, so wird zunehmend ihre
Vernachlässigung der strukturellen, vor allem der sektora-
len Dimension bewusst. Zwar ist das seinerzeit primäre In-
teresse an Gestalt, Tempo und Kosten des Transformations-
pfades angesichts der Erwartungen und Befürchtungen in
Ost- und in Westdeutschland verständlich. Die damit ver-
bundenen strukturellen Anpassungen fanden indes erstaun-
licherweise wenig Beachtung (RWI, Hrsg. 1990). Dabei war
absehbar, dass sich die bisherigen sektoralen und regiona-
len Strukturmuster – »Überindustrialisierung« und »Dienst-
leistungslücke« – durch die plötzlich und fundamental ge-
änderten Preis- und Marktbedingungen – den »Kaltstart«
(Sinn und Sinn 1991) – und dem neuen wirtschaftspoliti-
schen Rahmen rasch und radikal ändern würden.1 Vergli-
chen mit den osteuropäischen Transformationsländern be-
fand sich Ostdeutschland dabei in einer besonderen Lage.
Denn angesichts gleicher wirtschaftlicher Rahmen- und Pro-
zessbedingungen und über kurz oder lang gleicher Faktor-
preise und Marktverhältnisse wie in Westdeutschland, der
räumlichen Nähe und der kulturellen Gemeinsamkeiten war
davon auszugehen, dass sich seine Wirtschaftsstrukturen
rasch den westdeutschen Strukturen annähern würden. Die
staatlichen Transferzahlungen halfen zwar in erster Linie, die
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